
 
 

  

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jahrgang 29 

Nr. 15-2022 

Datum 23.09.2022 

Herausgeber: 
Der Bürgermeister der Stadt Hilden –Team Bürgermeisterbüro, 
Am Rathaus 1, 40721 Hilden, Telefon: 0 21 03/72-1152. 
Das Amtsblatt der Stadt Hilden erscheint in unregelmäßigen Abstän-
den und ist gegen eine Gebühr von 1,00 € (Einzelausgabe) bzw. 
20,00  € (Jahresabonnement) - jeweils zzgl. Zustellung - beim Bürger-
büro erhältlich sowie unter www.hilden.de einzusehen. 

  

Amtsblatt der Stadt Hilden 
Sitzungstermine 2022 

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 

 

  1. 
 

Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Hilden für das Haushaltsjahr 2023 

  2. Widmung von Straßen im Stadtgebiet Hilden 

  3. Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 20.09.2022 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 15/2022 – Seite 2 
 

Sitzungstermine 2022 

 

Gremium Jan Feb Mär Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez 

Rat  23. 30. 27.  22.   14.   13. 

Hauptausschuss  09. 02./30.  18. 22.  24.   30.  

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen  16.  06. 25.    07.   07. 

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordnungspartnerschaften             

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege     05.      25.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz     19.   18.   24.  

Integrationsrat 20.   28.      27.   

Jugendhilfeausschuss   03.  12.      16.  

Paten- und Partnerschaftsausschuss  07.        24.   

Rechnungsprüfungsausschuss            12. 

Schul- und Sportausschuss 20.       17.   10.  

Sozialausschuss     04.      09.  

Stadtentwicklungsausschuss 26.  09.  11.   10. 28.  12./23.  

Wirtschafts- u. Wohnungsbauförderungsausschuss      23.     03.  
 

Die Tagesordnungen und die öffentlichen Sitzungsvorlagen können im Ratsinformationssystem 
über folgenden Link eingesehen werden: www.hilden.de/buergerinfo 

 

**************************************** 
 

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 
 

1. Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Hilden für das Haushaltsjahr 2023 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung 2023 mit ihren Anlagen liegt gemäß § 80 Abs. 3 Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen ab dem 26. September 2022, während der Dauer des Beratungsver-
fahrens im Rat, zur Einsichtnahme 

im Amt für Finanzservice, Am Rathaus 1, Zimmer 239 
öffentlich aus.  
 

Die Auslegungszeiten sind wie folgt: 
montags - donnerstags:  von 8.00 bis 16.30 Uhr,  
freitags:        von 8.00 bis 12.00 Uhr. 
 
Die Einsichtnahme ist des Weiteren auf der Homepage der Stadt Hilden unter 
https://www.hilden.de/sv_hilden/Unsere%20Stadt/Rathaus/Finanzservice/Haushalt/Haushalts-
plan/Entwurf%20Haushaltsplan%202023.pdf 
möglich. 
 
Die Beschlussfassung ist für den 13. Dezember 2022 vorgesehen. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohnerinnen und Einwohner oder Abgabepflichtige innerhalb einer Frist 
von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung bei dem Bürgermeister der Stadt Hilden, Amt für Finanzser-
vice, Am Rathaus 1, 40721 Hilden Einwendungen erheben, über die der Rat in öffentlicher Sitzung 
beschließt. 
 
Hilden, 15.09.2022 
Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
 
 

2. Widmung von Straßen im Stadtgebiet Hilden 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 14.09.2022 nach Vorberatung im Stadtentwick-
lungsausschuss wie folgt beschlossen: 
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Die folgende Straße in der Stadt Hilden wird gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NW) vom 23. September 1995 (GV NW S. 1028 ff.) in der z. Z. gültigen 
Fassung 
 

- als Gemeindestraße, bei der die Belange der Erschließung der anliegenden Grundstücke 
überwiegen (§ 3 Abs. 4 Ziffer 2 StrWG NW) dem öffentlichen Verkehr gewidmet: 

 
Lfd. 
Nr. 

Straße von - bis Gemarkung Hilden 

Flur Flurstück 

1 Heideweg Wendehammer 20 949 

 
Die Widmungsunterlagen können während der Dienstzeit bei der Stadt Hilden, Planungs- und Vermes-
sungsamt, Sachgebiet Vermessung und Liegenschaften, Am Rathaus 1, 40721 Hilden, Zimmer 453 
eingesehen werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht 40213 Düsseldorf, Bastionstraße 39, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage kann auch durch 
Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a 
Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und Streitgegenstand bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweis: 
 
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das bisher einer Klage vorgeschaltete Wider-
spruchsverfahren abgeschafft worden. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfehle ich Ihnen, sich vor 
Erhebung einer Klage zunächst mit dem Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden in 
Verbindung zu setzen. Etwaige Unstimmigkeiten könnten somit bereits im Vorfeld einer Klage 
behoben werden. 
 
Ich weise jedoch ausdrücklich daraufhin, dass die Klagefrist von einem Monat sich durch ein solches 
Gespräch nicht verlängert. 
 
 
Hilden, den 20.09.2022 
Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 20.09.2022 
Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
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3. Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 20.09.2022  
 
 

Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 14.09.2022 nach Vorberatung im Stadtentwick-
lungsausschuss aufgrund des § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW vom 14.Juli 1994, GV NRW S. 666), in der zurzeit gültigen Fassung, und in Verbindung mit 
§ 48 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) vom 21.Juli 2018 (GV.NRW 
2018 S.421), in der zur Zeit gültigen Fassung, die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 20.09.2022 
 

§ 1  
Geltungsbereich und Zuständigkeit 

 
(1) Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt Hilden. Regelungen in Bebauungsplänen oder 
sonstigen Satzungen, die von Regelungen dieser Satzung abweichen, bleiben unberührt. 
 
(2) Für Entscheidungen nach dieser Satzung ist die Untere Bauaufsichtsbehörde zuständig. 
 

§ 2 
Herstellungspflicht und Begriffe 

 
(1) Bei der Errichtung, wesentlichen Änderung oder wesentlichen Nutzungsänderung baulicher Anla-
gen, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug oder Fahrrad zu erwarten ist, müs-
sen KFZ-Stellplätze (notwendige Stellplätze) und Abstellplätze für Fahrräder (notwendige Fahrradab-
stellplätze) hergestellt werden. Bei Änderungen oder Nutzungsänderungen von Anlagen sind KFZ-
Stellplätze und Fahrradabstellplätze in solcher Zahl und Größe herzustellen, dass sie die durch die 
Änderung zusätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge und Fahrräder aufnehmen können. 
 
(2) KFZ-Stellplätze sind Flächen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentlichen 
Verkehrsfläche dienen. Garagen sind ganz oder teilweise umschlossene Räume zum Abstellen von 
Kraftfahrzeugen. Fahrradabstellplätze sind Flächen, die dem Abstellen von Fahrrädern außerhalb der 
öffentlichen Verkehrsfläche dienen, und die 
1. von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über Rampen/Aufzüge verkehrssicher und 
leicht erreichbar sind, 
2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen, 
3. einzeln leicht zugänglich sind und 
4. eine Fläche von mindestens 1,5 m² pro Fahrrad zuzüglich der jeweils notwendigen Verkehrsfläche 
haben. 
 
Die Beschaffenheit der Fahrradständer muss folgende Kriterien erfüllen: 
1. Die Fahrradabstellplätze sind so zu gestalten, dass Fahrräder mit allen fahrradtypischen Laufrad-
größen und Reifenbreiten sicher und ohne Beschädigung der Laufräder an stabilen Fahrradständern 
eingestellt/angelehnt werden können (Standsicherheit). 
2. Die verwendeten Fahrradständer müssen das Anschließen des Rahmens mit Schloss ermöglichen 
(Diebstahlsicherheit). 
3. Die verwendeten Fahrradständer müssen einen ausreichenden Abstand zwischen den abgestellten 
Fahrrädern gewährleisten, d.h. sie müssen mind. 80 cm bei ebenerdiger Einstellung auseinander ste-
hen. (Benutzerfreundlichkeit). 
4. Die Aufstellflächen für Fahrradabstellanlagen sind weitmöglichst mit wasserdurchlässigem Unter-
grund herzustellen. 
 
(3) Notwendige KFZ-Stellplätze und Abstellplätze für Fahrräder müssen spätestens zum Zeitpunkt der 
Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein. 
Notwendige KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze können auch in Form von Garagen 
nachgewiesen werden. 
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(4) Die Regelungen zur Herstellung von KFZ-Stellplätzen für Menschen mit Behinderung, deren An-
zahl sowie deren Anforderungen nach § 49 Abs. 2 Landesbauordnung NRW und §§ 13, 88 Sonder-
bauverordnung NRW bleiben unberührt. 
 

§ 3 
Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

 
(1) Die Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze ergibt sich aus der Anlage 
zu dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen. Alternativ kann eine Einzelfallberechnung 
vom Bauherrn vorgelegt oder von der Unteren Bauaufsichtsbehörde eingefordert werden. 
 
(2) Für bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage nicht aufgeführt ist, richtet 
sich die Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach dem voraussichtli-
chen tatsächlichen Bedarf. Dabei sind die in der Anlage für vergleichbare Nutzungen festgesetzten 
Zahlen als Orientierungswerte heranzuziehen. Diese sind anschließend in einer Einzelfall-Berech-
nung von Seiten der zur Herstellung von KFZ-Stellplätzen Verpflichteten zu überprüfen und der Unte-
ren Bauaufsichtsbehörde vorzulegen. 
Die Reduzierung notwendiger KFZ-Stellplätze nach Satz 1 ist jeweils im Einzelfall durch den zur Her-
stellung notwendiger Stellplätze Verpflichteten bei Bauantragsstellung nachzuweisen. Dieser Nach-
weis ist von der Unteren Bauaufsichtsbehörde zu prüfen. 
 
(3) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Anzahl der notwendigen KFZ-
Stellplätze und Fahrradabstellplätze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn die 
wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. Eine solche wechselseitige Benutzung ist bei öffentlich-
rechtlicher Sicherung auch bei der Bestimmung der Anzahl der notwendigen KFZ-Stellplätze und der 
notwendigen Fahrradabstellplätze verschiedener Vorhaben in zumutbarer Entfernung zulässig. 
Einzelbügel zählen hierbei nicht als zwei Abstellplätze gemäß Anlage 1 (Richtzahlentabelle). 
 
(4) Steht die Gesamtanzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Bedarf, so 
kann die sich aus der Einzelermittlung ergebende Anzahl der KFZ-Stellplätze und Fahrradabstell-
plätze entsprechend erhöht oder ermäßigt werden. 
 
(5) Ergeben sich bei der Ermittlung der Anzahl der KFZ-Stellplätze oder der Fahrradabstellplätze 
Nachkommastellen, ist auf ganze Zahlen aufzurunden. 
 
(6) Werden in einem vor dem Inkrafttreten der Satzung fertiggestellten Gebäude in den Gemeindege-
bietstypen I, II und III nach § 5 Abs. 7 
1. in Folge einer Nutzungsänderung oder 
2. durch Ausbau und/oder Neubau des Dachgeschosses oder von Kellerräumen 
erstmalig oder zusätzlich Wohnungen geschaffen, so brauchen notwendige KFZ-Stellplätze nichther-
gestellt zu werden, soweit die Herstellung von KFZ-Stellplätzen auf dem Grundstück oder in zumutba-
rer Entfernung gemäß § 5 Abs. 2 StellplatzVO NRW nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten 
möglich ist. 
 
(7) Die Pflicht zur Herstellung der notwendigen KFZ-Stellplätze wird aufgrund der Lagegunst für den 
Gemeindegebietstyp I um 25 % und für den Gemeindegebietstyp II um 15 % des berechneten Stell-
platzschlüssels herabgesetzt. 
 
(8) Soweit sich aus Anlage 1 eine Verpflichtung zur Herstellung von mehr als 20 KFZ-Stellplätzen 
ergibt, kann die Anzahl der herzustellenden bzw. abzulösenden KFZ-Stellplätze um bis zu 20 % ver-
ringert werden, wenn durch unternehmerische, organisatorische oder sonstige Maßnahmen zu einer 
Verringerung des Kfz-Verkehrs beigetragen (z. B. Mobilitätsinformationen, Parkraumbewirtschaftung, 
ÖPNV-Vergünstigung, Fahrgemeinschaftsförderung, Förderung von Carsharing, Radverkehrsförde-
rung, Förderung von Fahrradvermietungssystemen, vgl. Anlage 2) und dadurch der tatsächliche KFZ-
Stellplatzbedarf verringert wird. Die vorstehenden Voraussetzungen sind in einem Mobilitätskonzept 
gutachterlich nachzuweisen. Die konkreten verkehrsverringernden Maßnahmen sind öffentlich-recht-
lich zu sichern und dies gegenüber der zuständigen Unteren Bauaufsichtsbehörde auf Verlangen 
nachzuweisen. Eine Ablösung der nach Anlage 1 ermittelten Anzahl von KFZ-Stellplätzen bleibt mög-
lich. Soweit angekündigte Maßnahmen nicht umgesetzt oder geforderte Konzepte und Nachweise 
nicht auf Anforderung vorgelegt werden, hat das zuständige Amt die teilweise Aussetzung der KFZ-
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Stellplatzherstellungspflicht zu widerrufen. Die fehlenden Stellplätze sind innerhalb der von der Be-
hörde bestimmten Frist herzustellen oder abzulösen. 
 

§ 4 
Anforderungen an KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

 
(1) KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück oder in zumutbarer Entfer-
nung gemäß § 5 Abs. 2 StellplatzVO NRW auf einem geeigneten Grundstück, dessen Benutzung für 
diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist, herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Wenn 
Gründe des Verkehrs dies erfordern, kann im Einzelfall bestimmt werden, dass die KFZ-Stellplätze 
und Fahrradabstellplätze auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück herzustellen 
sind. 
 
(2) KFZ-Stellplätze und Fahrradabstellplätze müssen so angeordnet und ausgeführt werden, dass 
ihre Benutzung die Gesundheit nicht schädigt und Lärm oder Gerüche das Arbeiten und Wohnen, die 
Ruhe und die Erholung in der Umgebung nicht über das zumutbare Maß hinaus stören. 
 
(3) Notwendige Fahrradabstellplätze für den Besucheranteil einer Nutzung nach Anlage 1 sind mög-
lichst auf dem Baugrundstück mit Nähe zum Eingangsbereich herzustellen. Die soziale Kontrolle der 
Fahrradabstellplätze ist durch deren gute Einsehbarkeit und Beleuchtung zu gewährleisten. 
Notwendige Fahrradabstellplätze für Beschäftigte, Schüler, Studierende oder sonstige dauerhafte 
Nutzer einer Einrichtung nach Anlage 1 sollen darüber hinaus 
1. ab einer Anzahl von 10 notwendigen Fahrradabstellplätzen überdacht werden. Die Überdachung 
muss im Bereich des Zugangs über eine lichte Höhe von 2,25 m verfügen und zudem eine Tiefe von 
mindestens 2,50 m aufweisen, 
2. bei jedem 11. notwendigen Fahrradabstellplatz eine zusätzliche Fläche von mindestens 1,5 m² zum 
Abstellen von Lastenrädern oder Kinderanhängern vorweisen und diese 
3. im Abstand von 1,40 m voneinander angeordnet werden, wenn mehrere Anlehnbügel nebeneinan-
der aufgestellt werden. 
Notwendige Fahrradabstellplätze für Bewohner sind in abschließbaren und witterungsgeschützten 
Räumen oder Fahrradboxen herzustellen und so zu dimensionieren, dass ein Einfahren, Ausfahren 
und Abstellen der Fahrräder ohne weitere Rangiervorgänge oder das Umräumen von anderen Fahr-
rädern möglich ist. Der Abstand zwischen den Anlehnbügeln in diesen Räumen beträgt mindestens 
1,40 m. Bei jedem 11. notwendigen Fahrradabstellplatz ist eine zusätzliche Fläche von mindestens 
1,5 m² zum Abstellen von Lastenrädern oder Kinderanhängern vorzuweisen. Fahrradboxen müssen 
ein Mindestinnenmaß von 2 m Länge, 1,45 m Höhe und 0,80 m Breite pro Rad aufweisen. Ergänzend 
zu § 2 Abs. 2 S. 4 sind notwendige Fahrradabstellplätze bei 
Neubau eines beliebigen Vorhabens oder Um-/Ausbau eines Objekts mit mehr als 12 Abstellplätzen 
so herzustellen, dass 
1. zwischen Türen und Rampen Mindestpodeste- oder Flurlängen von 2 m zuzüglich Türschlag vorzu-
sehen sind, 
2. Richtungswechsel zu vermeiden sind. Falls erforderlich, sind ausreichend dimensionierte 
Zwischenpodeste, die das Abstellen und Umschwenken des Fahrrads ermöglichen, 
vorzusehen, 
3. sämtliche Durchgänge zu Abstellplätzen bei öffentlichen Vorhaben eine Mindestbreite von 
1,2 m, bei privaten Vorhaben eine Mindestbreite von 1,05 m aufweisen, 
4. Türen keinen automatischen Schließmechanismus haben, wenn bauordnungsrechtliche Bestim-
mungen dem nicht entgegenstehen, 
5. bei einer möglichen Zufahrt zu den Abstellplätzen auf dem Fahrrad eine lichte Raumhöhe von min-
destens 2,5 m vorzusehen ist. 
Von den in Satz 8 aufgeführten Anforderungen kann bei einem Um-/Ausbau abgewichen werden, 
wenn daraus nachgewiesen für die Bauherrenschaft ein unverhältnismäßiger Mehraufwand entsteht. 
 
(4) Ab einer Anzahl von 10 notwendigen KFZ-Stellplätzen sind für mindestens 30 % der herzustellen-
den KFZ-Stellplätze die Voraussetzungen für eine Elektrifizierung in Form von Ladeinfrastruktur 
(Leerrohre) zu schaffen. 
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§ 5 
Ablösung 

 
(1) Ist die Herstellung notwendiger KFZ-Stellplätze nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten mög-
lich und führt ein daraus folgendes individuelles Mobilitätskonzept mit Maßnahmen zur Verringerung 
des KFZ-Verkehrs (siehe § 3 Abs.3 und Anlage 2 dieser Satzung) nicht zu einer Erfüllung des entste-
henden Stellplatznachweises, so kann auf die Herstellung von KFZ-Stellplätzen und Fahrradabstell-
plätzen verzichtet werden, wenn die zur Herstellung Verpflichteten an die Stadt einen Geldbetrag zur 
Ablösung nach Maßgabe der Satzung der Stadt zahlen. Grundsätzlich kann auf die Herstellung von 
KFZ-Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen verzichtet werden, wenn eine Zufahrt zum Grundstück 
oder Bestandsgebäude nur über eine Fußgängerzone möglich ist. 
Entsprechend Satz 1 und 2 ist ein Geldbetrag zu zahlen, soweit die Herstellung notwendiger KFZ-
Stellplätze aus städtebaulichen Gründen untersagt ist. 
 
(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages für notwendige KFZ-Stellplätze ist gemäß der in Anlage 3 auf-
geführten Gebiete auf 
1. 20.000 EUR in den Gemeindegebietstyp I 
2. 15.000 EUR in den Gemeindegebietstyp II 
3. 12.000 EUR in allen weiteren Gebieten der Stadt Hilden festgelegt. 
 
(3) Der Geldbetrag nach Abs. 1 ist zu verwenden 
1. für die Herstellung zusätzlicher oder Aufwertung bestehender Parkeinrichtungen im Stadtgebiet, 
2. für die Herstellung von Parkleitsystemen, 
3. für Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs, 
4. für Maßnahmen zur Verbesserung des Fahrradverkehrs, 
5. für Maßnahmen des Fußverkehrs, 
6. für Maßnahmen des Mobilitätsmanagements, 
7. für Maßnahmen, die Bestandteil eines kommunalen oder interkommunalen Mobilitätskonzeptes 
sind. 
 
(4) Die Höhe des Ablösebetrages für notwendige Fahrradabstellplätze ist gemäß der in Anlage 3 auf-
geführten Gebiete auf 
1. 1.200 EUR in den Gemeindegebietstyp I 
2. 1.000 EUR in den Gemeindegebietstyp II 
3. 800 EUR in allen weiteren Gebieten der Stadt Hilden festgelegt. 
 
(5) Die Verwendung des Geldbetrages muss für die Erreichbarkeit des Bauvorhabens, das die Zah-
lungspflicht auslöst, einen Vorteil bewirken. 
 
(6) Über die Ablösung entscheidet die Untere Bauaufsichtsbehörde der Stadt Hilden. 
 
(7) Die Gemeindegebietstypen werden wie folgt begrenzt: 
1. Gemeindegebietstyp I: Berliner Straße, Hochdahler Straße, Am Kronengarten, Heiligenstraße, 
Südstraße, Klotzstraße, Benrather Straße 
2. Gemeindegebietstyp II: Bahnhofsallee, Schillerstraße, Fabriciusstraße, Körnerstraße, Immermann-
straße, Heerstraße, Luisenstraße, Augustastraße, Hochdahler Straße, Walder Straße, Am Holterhöf-
chen, Am Feuerwehrhaus, Kirchhofstraße, Baustraße, Richrather Straße, entlang der Bahngleise 
(nördlich) bis zum Bahnhof (ohne Gemeindegebietstyp I) 
3. Gemeindegebietstyp III umfasst das übrige Stadtgebiet. 
Maßgebend für die Zuordnung der Grundstücke zu den Zonen sind die jeweiligen Straßenachsen. 
Die Grenzen der einzelnen Gebietszonen sind in der Anlage 3 dieser Satzung dargestellt. 
 

§ 6 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 22 Landesbauordnung NRW handelt, wer entgegen 
§ 2 Abs. 1 die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen oder sonstigen Anlage 
vornimmt, ohne den hierdurch ausgelösten KFZ-Stellplatzbedarf oder Mehrbedarf an KFZ-Stellplätzen 
und Fahrradabstellplätzen in ausreichender Zahl hergestellt oder abgelöst zu haben oder entgegen 
den Anforderungen in den §§ 2 und 4 herstellt oder nutzt. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann im Sinne von § 86 Abs. 3 Landesbauordnung NRW mit einer Geld-
buße von bis zu 50.000 EUR geahndet werden. 
 

§ 7 
Übergangsvorschrift 

 
(1) Diese Satzung findet auf Bauvorhaben, bei denen der Bauantrag vor Inkrafttreten dieser Satzung 
bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde eingegangen ist, nur dann Anwendung, wenn diese Satzung 
eine für den Bauherren günstigere Regelung enthält. 
 
(2) Ist über die Zulässigkeit eines Vorhabens bereits durch Vorbescheid entschieden oder wird ein 
Antrag auf Erteilung eines Vorbescheides vor Inkrafttreten dieser Satzung gestellt, so gilt Abs. 1ent-
sprechend, soweit sich der Vorbescheid auch auf die Lage oder Anzahl der KFZ-Stellplätze erstreckt. 
 
(3) Abweichende Regelungen in zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bestehenden Be-
bauungsplänen oder städtebaulichen Verträgen bleiben unberührt. 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am  Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig treten die „Satzung vom 05.07.2004 über die Ablösung von Stellplätzen der Stadt Hilden 
über die Festlegung der Gemeindegebietsteile und der Höhe des Geldbetrages nach § 51 Abs. 5 der 
Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen“ und die „Satzung der Stadt Hilden über Gestaltung, Größe 
und Anzahl von Abstellplätzen für Fahrräder (Fahrradabstellplatzsatzung)“ vom 31.03.2016 außer 
Kraft. 
 
 
Anlagen zur Stellplatzsatzung der Stadt Hilden 
 
Anlage 1: Richtzahlentabelle der verschiedenen Nutzungsarten & Nutzungen 
Anlage 2: Minderungspotenziale durch ein qualifiziertes Mobilitätskonzept 
Anlage 3: Gemeindegebietstypen 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Stellplatzsatzung der Stadt Hilden vom 20.09.2022, inkl. ihrer Anlagen 1 - 3 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der GO NRW kann gegen die o. g. Sat-
zung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) die o. g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der/die Bürgermeister/in hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Hilden, den 20.09.2022  
Dr. Claus Pommer 
Bürgermeister 
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